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WIENER GEMEINDERAT

Sitzung vom 10 . Dezember1929 . . Blatt .
Bürgermeister Seitz eröffnet um 16 Uhr die Sitzung .Der Gemeinderat

setzt die Generaldebatte über den Voranschlag für 1930 fort .
StR . Rummelhart ( . . )führt aus ,dass sowohl der Bürgermeister .als

auch der Finanzreferent ein Klagelied angestimmt haben ,dassim letzten
Halbjahr so viel vom Bürgerkrieg die Rede war .Sie haben ihrer Meinung
Ausdruck gegeben ,dass das Gerede vom Bürgerkrieg sehr viel dazu beige¬
tragen haty die wirtschaftlichen Verhältnisse zu verschlechtern und das
Ausland gegen Gesterreich aufzustacheln .Ich stelle fest ,dass Sie und
Ihre Presse es waren ,die vom Bürgerkriegs gesprochen haben .Von unserer
Seite hat niemand das Wort vom Bürgerkrieg in den Mund genommen .Sie aber
haben Tatengesetz ,die einer Vorbereitung zum Bürgerkrieg sehr ähnlich ge¬
wesen sind .Ich erinnere nur an den 15 . Juli 1927 .Damals haben Sie den
Bürgerkrieg inauguriert .Ehe die Heimwehr da war ,war der Schutzbund da ,
ehe die Heimwehr marschiert ist ,ist Ihr Schutzbund marschiert .Sie haben
damit nicht nur die Bevölkerung ,sondern auch den Nationalrat beunruhigt ,
da Sie wiederholt durch Ihre Aufmärsche versucht haben ,den Forderungen
der sozialdemokratischen Nationalräte im Pardament Nachdruck zu verleihen .
Es ist eine Felonie des Bürgermeisters und des Finanzreferenten ,über die
Redereien vom Bürgerkrieg ein Klagelied anzuheben .Sie müssen vor allem
Ihre Presse und die Ihnen nahestehende Presse vom Morgen bis zum Abend
beeinflussen ,damit sie nicht immer vom Bürgerkrieg reden .Als der Justiz - ¬
palast brannte ,war in Ihren Blättern vom Bürgerkrieg nicht die Rede .Da¬
mals hätten Sie auftreten müssen ,damals hätten Sie die Auflösung des
Schutzbundes verlangen müssen .Sie müssen sich heute selbst an die Brust
klopfen und selbst in Ihren Reihen Mode machen .Das Wort von der Gewalt
haben Sie und Ihre Leute am15 .Juli 1927ausgelöst .Wir werdenSienicht
hindern ,den Frieden in unserer Stadt herzustellen und ihn zu bewahren .
Trachten Sie jedoch ,dass aus den Reihen Ihrer Leute heraus nicht Ereig¬nisse geschehen ,die den Frieden gefährden .Schaffen Sie den Terror ab

die Gesetzlosigkeit in Ihrer ' erwaltung ,dann wird es niemandeneinfallen ,
gegen die Stadtverwaltung zu revoltieren .Die Ausübung der Gewalt ist
schon seit Jahren Ihre Sache in dieser Stadt und in diesem Haus .Stadtrat
Breitner hat von einer Wirtschaftsnot gesprochen .Nun schaffen Sie den
Steuerterror ab ,ermässigen Sie die Steuern ,und schaffeh Sie den Terror
in den fersonalangelegenheiten ab ,dann wird Ruhe und Frieden einkehren .
Die Rede vom Bürgerkrieg hat das Aus land nicht beunruhigt ,wohl aber Ihre
geheime Agitation .Dieser hochverräterische Akt ist die Hauptursache ,warum
das Ausland zu Oesterreich kein Vertrauen hat .Wir wollen in Frieden mit
Ihnen verwalten ,aber da müssen Sie zuerst alle Vorbedingungen dazu schaf¬

fen .Ihre Internationale hat sich nicht bewährt ,den Prieg zu verhindern .
Jetzt aber nehmen Sie durch Ihre Internationale Einfluss auf gewisse kapi¬
talistische Kreise ,um die Kreditfähigkeit unseres Vaterlandes herabzuset¬

zen .
Die Wiener religiös gesinnte Bevölkerung hat es vollkommensatt ,

der Entwicklung des Schulwesens in Wien noch länger zuzusehen .Wirhoffen ,
dass die neue Verfassung endlich einmal den Wiener Stadtschulrat zwingen

wird ,das Gesetz zu achten .Der Paragraph 1 des Volksschulgesetzes schreibt
die sittlich - religiöse Erziehung in den Volksschulen vor Sie legen jedoch
dieser Erziehung alle möglichen Hindernisse in den Weg .Vor Jahren ,als noch
Seitz ,Täubler und Glöckel die freien Lehrer führten ,schrieb die " Freie
Lehrerstimme "wenn Stellen um acht oder vierzehn Tagen zu spät ausgeschrie¬
ben wurden ,dass sei ein Akt unglaublicher Schäbigkeit und einer Haupt¬
und Residenzstadt unwürdig .Heute jedoch werden systemisierte Stellen der
definitiven Religionslehrer durch Jahre hindurch nicht ausgeschrieben .Mit
dieser Praxis muss endlich einmal gebrochen werden .Der Bürgermeister hat
in seiner Rede den Finanzreferenten und den Magistratsdirektor belobt .Die
Mehrzahl der Bevölkerung ,Herr Stadtrat Breitner lobt Sie nicht .Wir kön - ¬

nen uns auch nicht dem Lob des Bürgermeisters über den Magistratsdirektor
anschliessen ,da dieser seine Fähigkeit und sein Wissen dazu verwendet ,
Recht in Unrecht und Unrecht in Recht zu verkehren .Einer der wundesten

Punkte in Ihrer Verwaltung ist die Fersonalpolitik .Wir müssenverlangen ,
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dassdie Personalverwaltungendlicheinmalentpolitisiert werde .Sie
müssenauchdamitbrechen ,nur mit denMajoritätsgewerkschaftenzuver¬handeln .Wir verlangen die Schaffung einer Stelle ,in der alle Angestell¬
ten paritätisch vertreten sind .Mit dieser Stelle müssen Sie dann ver¬
handeln .Die gleiche parteipolitische Einstellung finden wir beiden

Schulleiterernennungen .Auch hier muss Remetur geschaffen werden .Wirver¬
langenferner dassder Unterrøichtin weiblichenHandarbeiteneinerfach¬
lichen Inspektion unterstellt werde .2u Fachschulinspektorinnendürfenaber nicht patentierte Parteimitglieder ,sondern Fachleute berufen werden .

Es ist bedauerlich ,dass wir nochimmerkeinen Schulreferentenin derVerwaltung haben ,und es wäre höchste Zeit ,einen solchen zu bestellen .Der

Rednerstellt dannfolgendenAntrag :AusdemGemeinderatist mirproportio¬naler Vertretungder politischen Parteien eine Kommissionzu wählen ,mitder Aufgabe ,das Referat über die Schulleiterernennungen in Wienan
den Stadtsenat vorzubereiten .Der Redner schliesst seine Ausführungenmiteinem Appell an die Mehrheit ,alles abzuschaffen ,was den Hass in der Be¬

völkerunggegendie Gemeindeverwaltunggrosszieht ,damitwiederFriedeneintrete .( Lebhafter Beifall bei der . L .
StR .Breitner führt sodann aus :Stadtrat Kunschak hat in der

letzten Gemeinderatssitzungunter anderemauchüber die mit derSteinag
abgeschlossenen Ziegellieferungsverträge gesprochen .Stadtrat Kunschakhat gemeint ,es sei unsere Pflicht ,so rasch als möglich denSachverhalt
vollständig klar zustellen ,dieses mysteriöse Dunkel aufzuhellen ,um je¬

der weiteren Rekrimination ein Endezu bereiten .Ausdiesem Grundewartete
ich nicht das Schlusswort der Generaldebatte ab sondern äussere michschon
jetzt zu der aufgeworfenen Frage .StR .Kunschak führte an dass imJahre
1926 die Steinag eine Lieferung von 20 bis 25 Millionen Ziegel zumPreise
von 12 Schilling für 1000 Stück anstrebte ,also tief unter demMarktpreis ,
der damals 18 Schilling betragen habe .Dieser Vertrag konnte aber nicht zu¬
stande gebracht werden ,weil man damals auf die Steinag einen sehr unge¬
bührlichen Druck ausgeübt habe .Es wurde der Steinag angeblich erklärt ,
sie könne den Siegelvertrag nur bekommen ,wenn sie das " erk in Raggendorf
ankaufe .Die Steinag musste sich angeblich dem fügen .Daraufhin wurdeder
Ziegelvertrag abgeschlossen ,aber nicht zu 12 Schilling gegenüber einem
Marktpreis von 18 chilling ,wie das die Steinag ursprünglich angeboten
hatte ,sondern zu einem Preis von 52Schilling .

Demgegenüberstelle ich auf Grund der Akten und dersorgfältigstgepflogenen Erhebungen folgendes fest :
Die Steinag hat sich im Jahre 1925 mit der Absicht beschäftigt ,

das Ziegelwerk in Raggendorf anzukaufen .Nach dem bei der Steinag geführ¬
ten Aufzeichnungen war dafür der Umstand massgebend ,dass das Material
vorkommenin Raggendorf als besser erklärt wurde ,als das inSchwechat .
In Raggendorf sollte insbesondere der sehr kostspielige Vermahlungspro¬
zess ,der beim chwechater Material erforderlich ist ,in Wegfall kommen .

Um jene Zeit hatte Senatsrat Hula ,den Stadtrat Kunschak besonders er¬
wähnt hat mit der Verwaltung der Steinag noch gar nichts zu tun .Irgend - ¬
eine Einflussnahme durch das Rathaus von welcher Seite immerRaggen¬
dorf anzukaufen ,ist nicht erfolgt .Es liegt hierüber eine vollkommen
eindeutige schriftliche Pekundung der Mit glieder des Verwaltungsrates
Johann Blaschczik ,Vizepräsident der Königshofer Zementfabriks . G .und
Verwaltungsrat der Steinag ,un des Moriz Leitersdorf ,Direktor der Nie¬
derösterreichischen Escomptegesellschaft und Vizepräsident der Steinag

vor . Das Schriftstück hat folgenden Wortlaut :
Gegenüber der Behauptung des Herrn Stadtrates Kunschak in der

Sitzung des Gemeinderates vom . Pezember 1929 ,das vom Rathaus auf die
Steinag ein Druck ausgeübt wurde ,das " erk in Raggendorf anzukaufen ,be¬
kunden wir folgendes und sind jederzeit bereit ,es vor jedem Forum zu wie¬

derholen :
Zumerstenmal ist Herr Trebitsch längere Zeit vor demspäter imJahre 1926 erfolgten Ankauf an die Steinag herangetreten .Eshandelte

sich damals nicht um einen Kauf ,sondern es war nur die Rede von einer
Pachtung ,da Trebitsch bereits in Zahlungsschwierigkeiten war .Daganz
bedeutende Investitionen notwendig gewesen wären ,für die aber Trebitsch
keine Sicherstellung geben konnte ,ist die Fachtung nicht zustande ge¬
kommen .Als Trebitsch im Ausgleich war ,ist die Amerika - Slovakische Bank
in Bratislava durch ihren Vertreter an die Steinag herangetreten ,ob sie

nicht ihre Hypothekarforderung mit erheblichem Jachlass abkaufen wolle .
Es wurde beantragt ,zuerst das Werk Raggendorf zu besichtigen .Diese Be¬
sichtigung hat stattgefunden und es wurde ein günstiges Gutachten erstat¬

tet .Der Grund ,warum sich die Steinag für Raggendorf interessierte ,war
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der ,dass das Material dort besser und die Erzeugung billiger sein soll¬
te .Man hat diese Vorteile allerdings überschätzt .Vor allem aber ist der
Bedarf der Gemeindean Kalksteinziegeln geringer geworden .Daher hat man
sich entschlossen ,das Werk in Raggendorf stillzulegen .

Der Ziegelschluss 1926 wurde ,so haben wir festgestellt ,laut
Ausschlussbeschlus vom 16 .Juni 1926 genehmigt und zwar nicht mit einem

Preis von 50 oder 52 Schilling ,sondern zu einem Preis von Il Schilling .
Die Erhöhungder Ziegempreise ist erst für den Schluss im Jahre 1927 ein¬
getreten .Mit Ausschussbeschluss vom . Juni 1927 wurde ein Schluss von

15 Millionen Stück zum Preise von 50 Schilling genehmigt und dieser Preis
dehalb bewilligt ,weil auch die anderen Siegelwerke einen höheren Preis

bekommen hatten .
Wir wollen noch feststellen ,dass die Erhöhung des Preises für

Kalkste inziegel auf den für die roten Ziegel geltenden Preis vollkommen ge¬
rechtfertigt war .Die Erzeugungskosten sind dieselben .Kalksteinziegel waren
überhaupt nicht billiger zu erzeugen .Der Preis mit lo ind Ul Schilling war
ein absoluter Verlustpreis .Dass der Preis von 50 Schilling nur ein reiner
Selbstkostenpreis war und keinen Gewinn insich schloss ,wird wohl am deut¬
lichsten dadurch bewiesen ,dass die Ziegelpoduktion in Schwechat auch bei
dem Preise von 50 Schilling nicht aufrechterhalten werden konnte und ein¬
gestellt wurde .

Wir bekunden ausdrückliehst ,dass von keiner Person des Rathauses
irgendwie auf die Verwaltung der Steinag ein Druck ausg ibt wordan ist ,
das Werk Raggendorf zu kaufen .

Senstsrat Ing .Otto Hula ,der damals Vorstand der Mag .Abteilung für
Baustoffbeschaffung gewesen ist,hat die folgende Erklärung abgegeben :

Ich erkläre hiemit unter Berufung auf meinen Amtseid neuerdings ,
dass mir vor und nach dem Ankauf niemals etwas zu Ohren gekommen ist ,dass
von irgend einer Person des Rathauses irgendwie auf die Stemnag ein Druck
ausgeübf worden wäre ,Raggendorf zu kaufen .Ich selbst habe einen diesbe¬
züglichen Druck nie ausge ibt .

Von dem Direktionsrat Fritz Markert ,der zu jener Zeit Leiter der
Keramischen Gruppe in der Mag ,Abteilung für Baustoffe Beschaffung warund
diesen Posten auch gegenwärtig noch bekleider ,liegt die folgende Bekun¬

dung vor :Ich erkläre hiemit unter Berufung auf meinen Diensteid ,dass mir in
der ganzen damaligen Periode nichts zu Ohren gekommen ist ,was man als
einen Druck auf die Steinag zur Erwerbung des Raggendorfer Werkes deuten
könnte . DieMag .Abteilung ho selbst hatte an einer solchen Fussion sachlich
gar kein Interesse ,da dadurch nur zwei Konkurrenten unter einen Hut ge¬
bracht wurden ,was vom Standpunkte der Einkaufstaktik keineswegs erstrebens - ¬
wert war . Soweit ich die Verhandlungen selbst geführt habe oder an ihnen
teilnahm ,haben die damaligen Machthaber der Steinag niemals die leis este
Erwähnung getan ,dass sie zu einem Ankauf des Raggendorfer Werkes gedrängt

wurden oder durch den Ankauf dieses Werkes bei der Gemeinde Wien einen
besseren Preis zu erzielen hofften .Nach meinen Eindrücken ging der Antrieb
zur Erwerbunz des Raggendorfer Werkes ausschliesslich von dem damaligen
Direktor der Steinag Ingenieur Erwin Abeles aus ,dem es unerwünscht war

unter der Konkurrenz des über ein besseres Naturvorkommen verfügenden Raggen .
dorfer Werkes zu stehen ,und der sich durch eine Zusammenfassung der beiden
Betriebe eine wesentliche Verbesserung des Betriebserfolges erhoffte .

Nach allen diesen Feststellungen ist also die Erwerbung von Raggen¬
dorf aus dem vollkommen freian Wntschluss der Verwaltung der Steinag er¬
folgt ,Uebrigens geschah ,was hervrogeheoben werden soll,der Ankauf nicht
unmittelbar von dem damaligen grundbücherlichen Besitzer .Die seither
liquidierte Amerika Slovanska Banka hatte auf Raggendorf eine Hypothek
von 130 . 000Schilling .Sie bot sie der Steinag für 300 . 000Schilling an .Das Exekutivkomiteeder Steinag hat in seiner Sitzung vom13 .Jänner1926

beschlossen ,die Hypothek um diesen Preis zu erstehen . DerVerwaltungsrat
der Steinag hat in Anwesenheit des Vertreters der Minderheit des Gemeinde¬
rates am 15 .Jänner 1926 diesem Antrag des Exekutivkomitees zugestimmt .
Am 14 .April 1926 kam Raggendorf in gerichtliche Zwangsversteigerung .Bei
diesem Anlass wurde das Werk von der Steinag als Bestbieterin erstanden .

Ich komme nun zu den mit der Steinag getätigten Ziegelschlüssen .
Im Jahre .1926 hat die Steinag den Malgistrat 18 Millionen Stück Ziegel an¬
geboten .Davon sollten 8 Millionen in Raggendorf und 1o Millionen in
Schwechat erzeugt werden .Als Preis wåren Al Schilling genannt .Dieser Ver¬
trag ist auch tatsächlich zustandegekommen .Am16 .Juni 1926 hat derGemeinde
ratsausschuss für technische Angelegenheiten in diesem Sinne beschlossen .
Die Mitteilungen ,die dem Stadtrat Kunischak diesbezügliche gemacht worden
sind,stimmen also mit den Tatsachen nächt überein .Es ist unzutreffend ,
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dass die Steinag ursprünglich nur Al Schilling verlangt hat und diesen Vertrag
solange nicht durchsetzen konnte ,als sie nicht Raggendorf anzukaufen bereit war ,
dass ihr aber dafür dann 52 Schilling zugestanden worden sind .

Die Steinag hat zu dem Tiefpreis von Al Schilling ,der auch laut An¬
gabe des St . . Kunschak wesentlich unter dem damaligen Marktpreis gewesennist ,

zu liefern begonnen .Es sind zwei Millionen Stück zur Ablieferung gelangt .Im
Frühjahr 1926 hat sich aber hei der Steinag folgendes ereignet :

Der Verwaltungsrat hat sich am 15 .Mai 1926 veranlasst gesehen ,das
Dienetverhältnis mit dem leitenden Direktor der Steinag ohne Einhaltung einer “
Kündigungsfrist zu lösen .Es kam zu einem Prozess vor dem Gewerbegericht .Die
Steinag führte in diesem Prozess unter anderem an ,dass eine gänzliche Fehl¬
kalkulation des Ziegelschlusses mit der Gemeinde Wien erfolgt sei und die
Erfüllung dieses Ziegelschlusses die schwersten Verluste zur Folge haben müs¬
se . DieSteinag ist sodann im Jahre 1927 an die Gemeinde herangetreten ,man möge
diesen für sie unbedingt ruinösen ,ja geradezu unerfüllbaren Ziegelschluss auf¬
heben .Die Steinag bat ,ihr jene Preise zuzugestehen ,den alle anderen Ziegellie - ¬
feranten zugestanden erhalten haben und der ohnehin nur die knappsten Seibst¬
kosten decken .

In Würdigung dieser Gründe hat der Gemeinderatsausschuss für tech¬
nische Angelegenheiten in seiner Sitzung vom 8 .Juni 1927 der Auflösung des
alten Ziegelschlusses zugestimmt und einen neuen Auftrag auf Lieferung von
15 Millionen Ziegel erteilt . DerPreis war 50 Schilling ,nicht 52 Schilling .
Es ist dies,wie bereits hervorgehoben ,genau jener Preis ,der auch den anderen
grossen Ziegellieferanten der Gemeinde nachweisbar zugestanden worden ist .Ddese
Gleichstellung der Preise konnte auch deshalb erfolgen,weil ds in zwischen¬
zeitg geführten Verhandlungen gelungen war ,eine Aenderung der Baumeisterver¬

träge durchzusetzen . Bisdahin hatte nämlich die Klausel bestanden ,dass bei
Verwendung des infolge seines Gewichtes und der Schärfe seiner Kanten schwer

handlichen Steinagziegels ein besonderer Aufschlag geleistet werden müsse .
Es sei besonders hervorgehoben ,dass im Juni 1927die Leitung der

Baustoffe Äbteilung nicht mehr Senatsrat Hula ,sondern Oberbaurat Gundacker
innehatte . Eshat also nicht etwa eine Unvereinbarkeit der Aemter bestanden .

In diesem Zusammenhang muss auch auf die Entstehungsgeschichte der
Beteiligung der Gemeinde an der Steinag verwiesen werden .Der Gemeinderat hat

am 20 .Oktober 1922 die Errihtung einer eigenen städtischen Anstalt für Be¬
tonwarenerzeugung beschlossen . Diesehätte selbstverständlich sehr bedeutende
Kosten erfordert .Daraufhin hat sich die Steinag in Schwechat gemeldet und der
Gemeinde 36 Prozent ihrer schon bestehenden Fabrik zum Preis von 36 . 000
Schilling angeboten .Es war dies wesentlich unter dem tatsächlichen Wert .Damals
ist der Steinag zugesichert worden ,dass sie bei Lieferungen an die Gemeinde
bei gleichen Verhältnissen bevorzugt werden würde .Man darf nicht vergessen ,
dass damals eine ausserordentliche Ziegelnot herrschte . DerGemeinde ist doe
Sicherung der verhältnismässig grossen Erzeugung der Steinag sehr erwünscht
gewesen . DieZubilligung des Preisss von 50 Schilling ,wie ihn alle anderen
Ziegelfabriken bekommenhaben ,war also durchaus im Sinne der seinerzeitigen
Vereinbarungen .Es hatte dies ,wie dargelegt ,mit dem Ankauf von Raggendorf

weder ursächlich noch der Zeit nach irgendeinen Zusammenhang .Uebrigens ist
es niemald Gepflogenheit des Magistrates ,die Erfüllung eines für den Kontrahen¬
ten unzweifelhaft schweren Verlustvertrages ,der auf eine offenkundige Fehlkal¬
kullation zurückzuführen ist ,zu erzwingen .Es wäre dies ganz unrichtig gegenüber
einem Unternehmen gewesen ,an dem die Gemeinde selbst beteiligt ist ,

Es hat schliesslich Birektor Leitersdorf ,den Stadtrat Kunschak beson¬
ders in seiner Rede erwähnt hat ,an mich noch folgende Zuschrift gerichtet :

St - - Kunschak hat in seiner Rede in der Sitzung des Gemeinderates
vom 6 .Dezember über die Steinag auch meinen Namen genannt .Der Zusammenhang
kann nur darin bestehen ,dass in der " Freiheit "eine Notiz erschien ,in der be¬
hauptet wurde ,dass ich Senatsrat Hula bestochen hätte .Gegenüber dieser Be¬
schuldigung habe ich das einzige in einer solchen Lage überhaupt Mögliche ge¬
tah ,nämlich die gerichtliche Klage erhoben .Leider ist im Zuge der Verhandlung
Dr .Clauser ,der ehemals Verwaltungsrat der Steinag war ,gestorben .Diese Tat¬
sache macht es mir auch unmöglich ,mich heute über ihn zu äussern .Ich begnüge
mich ,Ihnen das Endergebnis der Gerichtsverhandlung mitzuteilen .Esbestand
darin ,dass der beklagte verantwortliche Redakteur folgende Ehrenerklärung abge¬
geben hat :Ich habemichim Laufedes Verfahrensdurch eingehendeErhehungen
davon überzeugt ,dass der Inhalt aller inkriminierter Artikel den Tatsachen
nicht entspricht und daher in keiner Weise erwiesen werden kann .Ich habedie

volle Ueberzeugung gewonnen ,dass weder dem Senatsrat Otto Hula ,noch dem Ober¬

magitratsrat Dr .Rudolf Neumayer ,noch dem Oberbaurat Adolf Fuchs ,noch demDi¬
rektor Moriz Leitersdorf in irgendwelcher Richtung der allergeringste Vor¬
wurf ,der ihrer Ehre nahetreteh könnte ,gemacht werden kann und dass sich diese
Herren einwandfrei und untadelig benommenhaben .Ich ziehe daher alle erhobenen
Beschuldigungen mit dem Ausdruck des tiefsten Bedauerms bedingangslos zurück ,
bitte die obgenannten Herren um Entschuldigung und verpflichte michzur
Zahlung sämtlicher Kosten des Verfahrens " .
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Ich habe mich bemüht ,schliesst St . . Breitner ,eine klare undsehr

genaue Darstellung des ganzen Tatbestandes zu geben . Esgeht daraushervor ,dass von mysteriösen Væ gängen nicht gesprochen werden kann .Ich erkläre aus¬

drücklich ,dass ich durchaus bereit bin ,alle weiteren Aufschlüsse ,die in die¬
ser Sache noch irgend wie gewünscht werden sollten ,zu erteilen ,weil wir
selbst den grössten Wert darauf legen ,dass jede solche Angelegenheit restlos
aufgehellt wird .

StR . Kunschak( . . )spricht zunächst dem Stadtrat Breitner
seinen Dankaus dass dieser so rasch und eingehend demGemeinderatüberdie

Angelegenheit berichtet hat .Der strittige Punkt in der ganzen Frageist ,
ob auch die Steinag ein ungebührlicher Druck hinsichtlich des Ankaufs
von Raggendorf ausgeübt wurde ,oder nicht .WennDirektor Leitersdorf undein
anderer Herr in einer Zuschrift behaupten ,dass das nicht der Fall gewesen
sei ,stelle ich demgegenüber fest ,dass meine Angaben in der letzten Ge¬
meinderatssitzung auf einer eidesstättigen Erklärung des Verwaltungsrates
der Steinag Dr .Klauser beruhen .WennDirektor Leitesdorfer meint ,dasssich
bei meinen Pemerkungen auf eine Notiz in der Freiheit gründen ,so ist das
unrichtig .+ chwerde Gelegenheit nehmen ,dem Direktor Leitesdorfer auf sein

chreiben an den Gemeinderat das mitzuteilen ,was Direktor Klauser vor mir
und anderen Zeugen im Wiener christlichsozialen Parteisekretariat niederge¬
legt hat ,wobei Direktor Leitesdorfer als derjenige genannt wird ,der in
dieser Sache die vermittelnde Rolle gespielt hat .Pr .Klauser ist vor Ab¬
schluss der Gerichtsverhandlung ,in der er als Zeuge hätte vernommen wer¬
den sollen ,plötzlich gestorben .Ich habe von seinen Angaben ,die noch viel
weiter gehen und sogar an die persönliche Ehre einzelner Bersönlichkeiten
greifen ,nur in diesem einen Belange Gebrauch gemacht ,eben mit Rücksicht
darauf ,dass Dr .Klauser gestorben ist .

GR. Zimmerl( . . )kommt zunächst auf die Schlussrede des Stadt¬

rates Breitner zum Jechnungsabschluss für das Jahr 1928 zurück und bemerkt ,
auch seine Partei würde es natürlich für das Beste halten ,wenn weder die

Wirtschaft noch die Gemeindeverarme .Wohlaber wendenwir uns dagegen ,dass
sich die Gemeinde in einer Zeit ,in der die Wirtschaft so arg darnieder¬

liegt ,sprunghaft bereichert .Sie sprechen immervon der Beunruhigung ,die in
der Wirtschaft infolge der politischen Preignisse eingetret sei .Dafür ist

aberlediglich die sozialdemokratischePartei verantwortlich ,dienichtzu¬
treffende Nachrichten ins Ausland gebracht hat . Esist sicher richtig ,dass

die 10 Millionen Abhebungen die Wirtschaft nicht günstig beeinflusst haben .

Aber wenn Sie erklären ,dass diese 10 Millionen Abhebungen der Wirtschaft

geschadet haben ,wie müssen ihr erst die tausend Millionen geschadet haben ,

die Sie im Laufe der Jahre aus der Wirtschaft herausgezogenund als Vermögen
der Gemeinde angesammelt haben .GR . eimmerl verwahrt sich sodann gegen die

Behauptung des StR . Breitner ,dass er davon gesprochen hätte ,die Gemeinde
Wien sei ein Siechenhaus ;in Wahrheit habe er gesagt ,dass wir in der Ge¬

meinde Wien ein Siechenhaus für verkrachte Betriebe haben .Es ist auch ganz

unsachgemäss ,wenn StR . Breitner die Verluste ,die ich für ein einziges Jahr

bei den städtischen Betrieben errechnet habe ,all den Summengegenüberstellt .
die in den zehn Jahren ausgegebenwurdenund daraus einen geringenProzent¬
satz für die Verluste errechnet ;manmüsste natürlich die Verluste dieses
einen Jahres den Ansätzen für das eine Jahr gegenüberstellen ." asinsbeson¬
dere die Verluste bei der land -und forstwirtschaftlichen Petriebsgesell¬
schaft betriefft ,so weigen wir darauf auch vor allem deshalb hin ,umIhr
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Doppelspiel aufzuzeigen .Der Grossagrarier ist sonst für denSozialdemo¬

kratenderTypusdesLebensmittelwucherers .Hierbeiderland -undforstwirt
schaftlichenBetriebsgesellschaftist die GemeindeWienselbstGross¬
agrarierunddawirdnununterHinweisaufdieagrarischePriseerklärt ,
es sei ganz selbstverständlich ,dass manVerluste habeerleidenmüssen.
StR .Breitnerhataucherklärt ,dieMehrheithabesichgegendieKontrolle
durchdeOberstenRechnungshofgewerht ,weildaseineVerletzungderGe¬
meindeautonomiesei .Wirhätten diese Kontrollenie verlangt ,wennSie
derMinderhedtnichtdie ihr aufGrundderVerfassungzustehendenon¬
trollrechtenichtverweigerthätten .Wirhabenbis zum' erwaltungsge¬
richtshof gehenmüssenundhabendochnichts anderes verlangt ,alsdass
Sie uns zu denPilanzender städtischen UnternehmungenauchdieInven¬
turenzurVerfügungstellen .PashabenSieunsverweigert,ebensowie
Sie unsdie PeilagenzudemRechnungsabschlussverweigern .Ebensowenig
ist unstrotz meinesVerlangensder AktzumKontrollamtsberichtzurVer¬
fügunggestelltworden.Aberauchjetzt ,anlässlichderVerfassungsre¬
formwollte manerst nur die Kontrolleder Hoheitsverwaltungdurchden
Oberstenechnungshofzugestehen ,dannhat manauchdie Kontrolleder
Monopolbetriebezugelassen .Warumnicht auchdie Kontrollederanderen
Petriebe ?Das muss das grösste Misstrauen erwecken .GemeinderatSimmerl

kommtsodannauf die Debattein der letzten Gemeinderatssitzunghin¬
sichtlich der Auslegungdes Paragraph102der Verfassungzurückund
stellt fest ,dass eine Ueberschreitung nur dann gemacht werdendürfe ,

kreditwennsie unvermeidbarist unddasseinNachtrags nur dannan¬
gefordert werden dürfe ,wenn er unabweisbar ist .Er beschäftigt sich

sodann mit demVoranschlagfür das Jahr 1930 und bemerkt ,mankönne
diesenVoranschlagmit FugundRechtwohldenletzten Voranschlagdes
SystemsBreitnernennen .Esgehtnichtmehran ,dassausderWirtschaft

höhere Beträge herausgepresst werden ,als zur Bewältigungder nachder
Verfassung notwendigenAusgabenunbedingt erforderlich ist undebenso¬

invermehrungweniggeht es an ,dass dieVermögens der Gemeindesichdemselben
Ausmassvollzieht ,wiebisher .FR. Zimmerlbeschäftigtsichinsbesondere
mit den städtischen Wohnhausbautenund kommtin diesemZusammenhang
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auf die Berliner Reise zusprechen ,die in diesem Jahre Funktionäreder
Gemeinde Wien gemacht haben .In Berlin haben wir und überzeugenkönnen ,
mit welcher Grosszägigkeit die GemeindeBerlin dasVerkehrsproblem
löst ,wowonbei uns keine Redeist ,aber auchdavonwie ganzanders dieGe¬
meindeBerlin sich zumWohnproblemstellt .Dortwirdin dergresszügigs¬
ten Weise die private Bautätigkeit gefördert ,während bei uns für die pri¬
vate Bau ätigkeit gar nichts geschieht ,ja duch die Bauordnung die pri¬

vate Bautätigkeitnocherschwertwurde .Auchin der BerlinerStadtverwaltung
sitzen Sozialendemokraten und Kommunisten ,sie sind aber nicht sor wirt¬

schaftsfremd wie unsere Mehrheit . Wasdie Steuern und Abgaben betrifft ,so
verlangen wir neuerlich mit aller Energie ,dass unsere Anträge ,die sei¬

nerzeit mit Zustimmung des Referenten der geschäftsordnungsmässigen
Behandlung zugewie en wurden ,endlich der Erledigung zugewiesen werden .

Wir stellen weiters noch einmal die bedauerliche Tatsache fest ,dass die

Steuerermässigungen ,die Sie vornehmen ,sich in höheren Steuereingängen

ausdrücken und dass daher von einer Entlastung der Wirtschaft keineRede
ist .In Berlinmachtmanaucheine ganzandereSteuerpolitik .Wederin
Berlin noch in Münchenkennt man unsere Nahrungs -undGenussmittel, - Frem¬

denzimmer - ,Ankündigungsanzeigen ,Hauspersonal - Feuerversicherten und Wasser¬

abgabe ,Steuern die bei uns 31 ' 6Millionen Schilling tragen .Es ist klar ,

dass bei solchen Steuern unsere Fremdenverkehrsbetriebe gegenüberdenen
von Berlin und Münchennicht konkurrenzfähig sein können .Aber auchso¬
weit Berlin dieselgen Steuern hat wie wir kann manden gewaltigen Unter¬
schied zwischen einer vernünftigen und er austromarxistischen Praxis erkenn

nen .AuchBerlin hat eine Vergnügungsabgabeaber dort zahlen ' 2Millionen
Menschen 1l 'Millionen Reichsmark während bei uns ' 8Millionen 15 '

Millionen Schilling zahlen .Wobei festgestellt werden muss ,dass Berlin
als Wien

ein ganz anderes geselliges und Nachtleben hat/und zwar durch das ganze

Jahr .In Berlin sind alle :wisnet een Veranstaltungen ,die geminnützigen
undmildtätigen Zweckendienen ,steuerfrei ,die Freikarten bleibendort
von der Steuer frei ,wozu noch kommt ,dass es in Berlin keine Nahrungs¬

und Genussmittelabgabe gibt .In Berlin hat man für den Besuch eines Lokals ,

in dem konsumiert wird höchstens eine Mark pro Kopf zu zahlen ,währendin
Wien ,wenn20 Schilling konsumiert werden ,6 Schilling Abgabeentrichtet
werdenmüssen .Esnütztnichts ,wennwirdie PostFremdenverkehrsförderung
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erhöhen aber bei der gegenwärtigen Art der Besteuerung bleiben .Dabeiwird

in BerlinnocheineerheblicherTeil der VergnügungsteuerderFörderung
der Kunst zugeführt ,so z,B ,über 2 Millionen Reichsmark als Betriebszu¬

schuss an die städtische Oper ,während manbei uns die Volksoperunter
der Last der Abgabenhat zusammengrechenlassen . GR.Zimmerlfasst seine
AusführungenüberdasSteuerundAbgabewesendarin zusammen,dassdas
Steuerwesen reformiert werden muss .Dass sollte der Mehrheit die Steuer¬
rückstände zeigen die 24 Millionen Schilling betragen .Die Gesucheum Stun¬

dungen wachsen von Jahr zu Jahr .Wir erwarten ,dass sie gelegentlich der
Beratung der Steuergesetze ,die wegen des Einspruches des Bundes vomLand¬

tag neuerlichbehandeltwerdenmüssen ,über eine wirklicheSteuerreform
die für die WirtschaftganzgewaltigeVorteile bringenkönnten ,mitsich
reden lassen .Hinsichtlich der Wasserkraftabgabe stellt GR . Zimmerl den An¬

trag ,auf unverzügliche Vorlage eines GesetzentwurfeswomitdieWasser¬
der

kraftabgabe aufgehoben wird .ZumSchlusse bemerkt GR. Zimmerl ,dass Finanz¬

referent und die Mehrheit den Voranschlag nicht ernst nehmen ,gehtdaraus
hervr dass das Defizit von 16 Millionen auf die Kassenbeständeverwiesen
wird . DiVoranschläge müssten endlich so aufgestellt werden ,dass die Zif - ¬

fern ernst genommen werden können .GR .Kunschak hat in seiner letzten Rede

als Voraussetzung für eine befriedigende Zusammenarbeit imGemeinderat

verlangt ,es möge reiner Tisch gemacht werden .Wir verstehen darunter : Weg
mit den pærteipolitischen Methoden ,weg mit einer Finanzpolitik ,die kon¬

fiskatorische Wirkungenhat ,weg mit den Verfassungsbrüchen und demAmts¬
missbrauch ,weg mit der Kontrollosigkeit und Schluss mit der Vergewaltigung

der Minderheit ,dass heisst Rückkehrzu vernünftigenwirtschaftlichen
Grundsätzen und zur Achtung vor den demoknatischen Einrichtungen .Darum

werdenwir mit allen Mitteln kämpfen( LebhafterBeifall undHändeklatschen
bei derMinderheit ) .

GR . Dr .Wagner ( . . ) stellt mit Bedauern fest ,dass St . . Breitner

es diesmal zum erstenmal unterlassen habe ,die vorläufigen Erfolgsziffern
der städtischen Einnahmen in den vergangenen Monaten bekannt zugeben .Geht
man von diesen Erfolgsziffern aus ,so ergibt sich ,dass in fat allen Posten

ein bedeutendes Mchrerträgnis über das Präliminare hinaus erzielt wurde
für 1929

und dass der Rechnungsabschluss/wahrscheinlich eine Steigerung von 7bis
lo Millionen ergeben wird .Aber auch im Präliminare findet die
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ungünstigePrognosedie St . . Breitnerder Wirtschaft gestellt hatnicht
ihre Bestätigung .WennSt .. BreitnereinenZusammenhangzwischenden
wirtschaftlichen undpolitischen Fragenhergestellt undes beklagthat .
dass das WortBürgerkriegzu einemSchlagwortdes Alltags gewordenist ,
so hat schonSt . . Rummelhardtmit Rechtdarauf verwiesen ,dassinbürger¬
lichen Zeitungen ,für die die Mehrheitsparteien verantwortiich sind ,
von Bürgerkrieg nie die Rede war und dass die militanten Organisationen

in ihren offiziellen ErklärungenniemalsvomBürgerkrieggesprochenhaben .
Dagegenlässt sich feststellen ,dass die sozialistische unddie demSozia- ¬
lismusnahestehendePressemit einemförmlichenBehagendas WortBürger¬
krieg gebrauchthat .Mankannalso nicht sagen ,dass das WortBürgerkrieg
die öffentlicheDiskussienbeherrschthat ,sondernmanmusssagen ;dass
dieses Wort der öffentlichen Diskussion aufgezwungenwurde ,mit derAb¬
sicht ,dassesüberdie Grenzengehe .Sicherhat die Beunruhigungder
Oeffentlichkeit durch allzuscharfe politische Demonstrationen rechts und

linksaufdenKreditOesterreichsnichtgünstigeingewirkt .Dasistaber
eine vorübergehende Erscheinung und in kurzer Zeit wird unserer Stadt

durch die Aufnahme einer Anleihe beweisen ,dass das Vertrauen des Auslands

zu unserer Wirtschaft in vollem Umfang aufrecht ist .Auch wir bedauern
das Ansteigen der Arbeitslosigkeit .Aber es ist nicht zutreffend ,wenn

das geringere Ansteigen der Arbeitslosigkeit in Wien gegenüber der Pro¬

vinz auf die Steuer und Investitionspolitik in Wienzurückgeführt wird .
in Wirklichkeit sind die 122 Millionen Inves ,titionen ,von denen

der Bürgermeistergesagt hat ,dass sie in die Wirtschafthineingepumpt
werden ,zum grossen Teil aus der Wirtschaft herausgepuzmpt wörden .Denn

die grosse Post von87 MillionenSchilling für Wohnhausbaütenkannnur
für das laufende Jahr als Investitionsausgabe betrachtet werden .Imganzen
betrachtet sind das Beträge ,die aus der Wirtschaft heräusgeholt wordeni

sind und durch ihre Ueberleitung in die tote Hand der Gemeinde verloreh

gehen .Aberauch in ihrer Wirkungauf das Jahr kann mandiese 87Millio¬
nen nicht als eine Stärkung der Wirtschaftsunternehmungen ansehen ;St . R.
Breitner rühmt sich ja selbst ,dass die Unternehmungen ,an die Liefe¬

rungen von der Gemeinde vergeben werden ,keinen nennanswerten Kapitals¬
gewinn zu erwarten haben . DasPräliminare kennzeichnet sich im Ganzenala
eine Fahrt in alten Geleisen ,nur in schnellerem Tempo .Keine neue Idee
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dasselbe Steuersystem ,nicht gemildert durch Steuerermässigungen ,diesel¬
beInvestitonspolitik ,alles wirdaufdie eineKartederstädtischen
Wohnungspolitikgestellt .Dietrostlosen VerkehrsverhältnissederStadt
sind in gar keinerWeiseberücksichtigt .DiestädtischeWohnungspolitik
soll auch weiterhin in derselben grundsätzliche falschen Ert betriebenr .
werden .GR . Wagnerersucht den Stadtrat Breitner in diesem Zusammenhang ,

bekanntzugeben ,welcheBeträge vonder Dollaranleihe nochzurVerfügung
stehen und bittet ihn ,doch zu überlegen ,ob heute nicht schon der Zeit¬
puhkt kommen wäre ,um die Kosten der Wohnhausbauten durch Anleihen zu

decken .Wennmanbedenkt ,dass die Gemeindefast unverschuldet ist ,die
Wirtschaft aber an ausserodentlicher Kapitalsarmut leidet ,dann wärees

schon gerechtfertigt ,das wirtschaftsmordende Finanziergungssystem der
Wiener Wohnhausbauten aufzugeben .ger Redner beklagt es sodann ,dass
keine ebersicht über den Besitzstand der Gemeindevorhanden ist .Man
weiss nicht ,wie hochder Wertder Liegenschaften ,wie hochderWert
der Unternehmungen ist wie hoch die Anleihen sind ,welche Höheder

Kurswert der Papiere hat ,die sich im esitz der GemeindeWienbefinden .
Für die städtischen Onternehmungen gibt es gewisse Anhaltspunkte .Ins¬

gesamtist für die acht städtischen Unternehmungenin denBilanzen
ein Unternehmerkapitalvon113MillionenSchilling ausgeweisen .Inden
letzten Jahren wurden bei den städtischen nternehmungen fast 125 Mil¬

lionen Schilling zur Abschreibung gebracht und die Abschreibungenfür
das Jahr 1928 allein betragen im erhälntis zum nternehmerkapital rund

9 Prozent .Es müssenalso ungehaureVermögenswertesein ,die inden
städtischen nternehmungen stecken und bei diesen starken Abschreibun¬

gen lässt sich vermuten ,dass offenbar in fünf bis sechs Jahren die Un¬

ternehmungenganz amortisiert sein sollen .Der Rednerkommtsodannauf
die Personalausgaben zu sprechen und stellt fest ,dass es nicht richtig

sei ,immer hervorzuheben ,die Gemeindeangestellten hätten den dreizehn¬

ten Monatsgehalt ,die Bundesangestellten aber nicht .Da die Bundesan¬
gestellten zu der Zeit als die Gemeindeangestellten den dreizehnten Mo¬

natgehaltbekamen ,Erhöhungenin andererFormerhielten .Wirgönnenden
Engestellten und Arbeitern diese Erhöhungen ,sie werden aber nicht in
demAusmassund nicht so schnell gewährt worden ,wennnicht jene für
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die Mehrheit politisch so ungünstige Verhältnisse eingetreten wären .

Dr .Wagner bemerkt sodann hensichtlich der Wohnhausbauten ,dass die

Sucht den Pasernenbau in der extremsten Form zu kultivieren ,in den
letzten Jahren ungehaure Fortschritte gemacht hat .Das Präliminare der

Fürsorgeabgabe wurde erhöht ,ebenso die " ertzuwachsabgabe .DieWohn¬

bauförderung des Bundes äussert sich bereits in der Belebung des Reali¬

tätenmarktes .Auch hier ist Stadtrat Breitner der Nutzniesser der Bun¬

despolitik .Dass durch die städtischen Steuern der Nettoaufwand ge¬

deckt wird ,ist der beste Beweis ,dass man mit Recht von einer Ueber¬

steuerung der Wirtschaft sprechen kann ,eine Vebersteuerung ,die den

Arbeiterstand am allerhärtesten trifft ." ir müssen auchprotestieren

gegen die parteipolitische Einstellung in der Subventionspolitik ,die
unter keinen Umständen noch weiter aufrecht erhalten werden kann .GR. Dr .
Wagner polemisiert dann gegen die Ausführungen des Bürgermeisters und

des Finanzreferenten ,wobei er bemerkt ,dass die Rede desBürgermei¬

sters in der letzten Gemeinderatssitzungnicht als Friedensredeange¬
sehen werden kann .Er bezeichnet die Bewilligung des Zuschusskredites
von 11 Millionen Schilling für das Wohnungswesenwieder als Verfassungs¬
bruch ,wobei er sich ausführlich mit den Pestimmungender Paragraphe102
und 89 der städtischen Verfassung beschäftigt .Zusammenfassenderklärt

der Redner ,dass das vorliegende Budget ein Klassenkampfbudget ist ,dem
die Zustimmungnicht erteilt werdenkann .( Beifall bei der . . )

StadträtinDr. AlmaMotzko( . . )erklärt ,dassdasvorlie-¬
gendeBudgetkeinBudgetderWirtschaftsförderungist .Eswurdewohl
vor einigen Monatenein städtischen ewerbeförderungsinstitutgeschaf¬
fen ,darüber findet sich aber im Budget nicht einmal eine Randbemerkung .
Manweiss auch nicht ,was das neue Institut schon gearbeitet undwelche
Pläne es hat .Das kann man wirklich nicht ehrliches Bestreben ,der Pri¬
vat wirtschaft zu Hilfe zu kommen ,nennen .Für die Förderung desFrem¬
denverkehrsgeschähegleichfallszuwenig ,obwohlderFremdenverkehr
für Wien von hervorragender Bedeutung ist .Es ist ihnen aber anseiner
Förderung nicht viel gelegen .Ihre wirtschaftlichen Experimente sind ge¬

genjede Wirtschaftsförderunggerichtet .Ihre gemeinwirtschaftlichenUn¬
ternehmungen haben lediglich die Aufgabe das bodenständige Gewerbeauf

dasschärfstezu konkurrenzieren .Währendfrüherdie städtischenUn¬
ternehmungen grundlegende Unternehmungen für das Wirtschaftswesen waren ,
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haben Sie bei diesen die rücklaufende Bewegunginauguriert .Dieprivate
Wirrtschaft existiert für Sie einfach nicht ,sie darf nur die Steuernzahlen .
Dawurdedie Steuerbeschwerdekommissiongegründet .EinBetriebhat wegender
Bemessung der Nahrungs -und Genussmittelabgabe am 19 .Jänner 1926 die Be¬

schwerde bei der Steuerbeschwerdekommission eingebracht .Die Beschwerde wurde

jedcherst am30. Oktoberds .. behandelt.DasUnternehmenkonnteabernicht
solange warten und ist mittlerweile zugrundegegangen .Ein Geldinstitut hat

eine Beschwerdebei der Kommissionschon seit Oktober 1928 liegen . Bieist
bis heutenicht erledigt .Entwederist das bürokratischeUnfähigkeitoder
liegt darin ein System ? Siezeigen auch keinen ernsten Willen ,sich imKampfe
gegen die Arbeitslosigkeit einmal grundsätzlich zu befasseh ,obwohl sie die

Pflicht haben ,für die Wohlfahrtder WienerBevölkerungzu sorgen .InBerlin
beziehungsweiseim Reich werdendie Arbeitslosen in dielandwirtschaftliche
Produktion überführt .Auch bei uns müsste für die Arbeitslosen grund undBoden
gesucht werden .Bei dieser Gelegenheit kommt die Rednerin auf die Siedlung

Bruckhaufen zu sprechen ,wo etwa 500 Familien wohnen .Die Leute werden aber

mit hohen Baustrafen schikaniert ,ein Zustand,wie er weiter nicht mehrauf¬
rechterhalten werden darf .Sie stellt folgenden Antrag : ZurSanierung der Ver¬

hältnisse amBruckhaufenist eine aus Fachleutender zuständigenAbteilungeh
und aus Mitgliedern des Gemeinderates bestehende Kommission einzusetzen ,die

mit tunlichster Beschleunigungden zuständigen Ausschüssenzu berichtenhat .

Bei der Besprechungder Subventionspolitik der Geneindeerklärt dieRednerin ,
dass auch darin zweierlei Massangewendetwird .Die Subventionspolitikist
überhaupt eine Geheimwissenschaft . Wirverlangen daher ein Verzeichnis über

alle einlaufenden Gesuche . Wiesehr Sie Ihren alten Kulturkampf - Standpunkt
gegenüber der Caritas aufrechterhalten haben ,beweisen dieWohnbausteuer¬
bemessunggn für katholische Schulen und Erziehungsheime . Sowurde das Kloster

in der Kaiserstrasse im Jahre 1925 mit 1205 Schilling pro Monatbemessen .Darauf
hin wurde Beschwerde geführt .Diese wurde aber als Vorstellung behandelt und
das Kloster im Sommer1926 mit 1117 Schilling monatlich bemessen .( Hufe :Un¬

erhört ! ) DiesesVorgehenkann nicht scharf genug gehandhabt werden .Am21 .
Dezember 1926 kam dann mit diesen Instituten eine Vereinbarung zustande ,doch

war der Vertrag ein ganz einseitiger .Es erfolgte dann im Jahre 1927eine
dritte Bemessungmit1251Schillingmonatlich .DieSchulbrüderinStrebersdorf
wurdenvor demUebereinkommenmit 517 Schilling und auf GrunddesUebereinkom
mensmit 771 Schilling bemessen .Mit dieser Hinaufsetzungder Bemessunghaben

Sie nichts anderes geplant ,als die Caritas zu sprengen . Esist Ihnenjedoch
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dieser Anschlag niht gelungen .Als dann für Sie die Gefahr bestand ,dassSie
mit dieser Auslegung des Wohnblausteuergesetzes umfallen werden ,erfolgt im

Juli 1929 eine 4 .Bemessang . Dabeiwurde das Kloster in Döbling von 5ESchilli

auf 1lo Schilling monatlich herabgesetzt . Demschuldigen Mann ist eben das
Grausen angegangen ,was aber nichts daran ändert ,dass Sie die Caritas mit der

Wohnbausteuer um 75 Prozent übersteuert haben .Der Leiter der betreffenden
Magistratsabteilung musste sich sogar von einemRechtsanwalt ,der sichder
Sache angenommen hat ,den Vorwurf eines Erpressers gefallen lassen .Eintrau¬

riges Zeugnis ,wie beim Magistrat gearheitet wird .Solange die Verwaltungdie¬
ser Stadt nicht auch eine Heimstätte für Gerechtigkeit wird ,können wir dem

Budget nicht zustimmen .( Lebhafter Beifall bei der . . )

GR .Gschladt ( . . )beschäftigt sich . . .. nmit der Frage der Auslegung

der § §89 und 102 der Verfassung und stellt fest ,dass bnach diesen Paragrapehr

in allen Fällen in welchen es sich um eine Kost ensummehandle ,wiebeim
Kauf ,Verkauf ,Pacht ,bei der Erwerbung oder bei der Bauführung die Kos en- ¬

summezu denwesentlichstenMerkmalendesGemeinderatsbeschlussesgehörd.
Das geht auch daraus hervor ,dass zon einer Ueberschreitung des veranschlag¬

tem Ansatzes gesprochen wird ,worunter nur die Kost ensumme in demkonkreten

Fall gemeint sein kann .Der Redner beanständet sodann ,dass die Reservefür
unvorhergesehe Ausgabenin diesem Jahre weit überschritten wurde undver¬
langg ,dass diese Post nach den Erfahrungender Vorjahre in einerentsprechen¬

denHöheinsBudgeteingestelltwerdenmöge.AuhmitdemBegriffderRück¬
lagendürfte nicht so changiertwerden .Es ist unzulässig ,dass eineöffent¬
licht Körperschaft solche Rücklagen macht ,wie eine kaufmännische Unterneh¬

mung .Der Rednerbefasst sich sodannmit demPersonaletat und wendetsichda¬
gegen ,dass St . R,Weberihn seinerzeit die Wortein denMundgeschobenhabe .
die Angestellten des Hauses seien Heloten .In Wirklichkeit habe erdamals
vonder sozialdemokratischenPartei undihrenHelotengesprochen .Uebrigens
kann man erjkären ,warumgerade St . . Weherzu dieser Behauppunggekommen
ist .Unterder Angestelltenschaftwird ein beze ichnendesVorkommnisderletz¬
zenZeitbesprochen .St . . WeberpflegtsehrhäufigVorträgeüberdasBauwe¬und braucht dazu Pläne

sen und das Stadtplanum zu halten/ . Dawird nun im Hause erzählt ,dass eine
FirmaimIII . Bezirk ,die sichmitderHerstellungvonPlänenundderenVer¬
welfältigungbefasst ,ScheinfakturenvorgelegthabeundderZusammenhang
soll der sein ,dass St . . Weberwiederfür einen solchen VortragPlänebrauche
unddie Hersteller dieser Pläne ,die offehbardafür nicht entlohnt wurden ,si
dieEntlohnungdurchScheinfaktureneinerFirmaverschaffthaben .Einsol¬
cherVorgagist ganzunmöglich.GR. Gschladterklärt sodann ,seinePartei
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habesich immerdagegengewendet ,dassPolitik/ander SpitzederVerwaltungman
stehe . Wassoll man dazu sagen ,wenn überdie Bestimmuggen der Verfassung hi¬

naus in die Amtsbefugnisseder Magistratsbeamteneingreift .Eine Anzahlder
höchsten Verwaltungsbeamtenhabe sich an seine :Gewerkschaft gewendetund
ihr eine Niederschrift überreicht ,damit Schritte eingeleitet werden ,gegen

den unerhören Druck ,in demsich leitende Beamtedes Magistrates schonseit
langem befinden .In dieser Niederschrift wird unter Beweis gestellt ,dass
eine Reihe von Bezirksamtsleitern des Magistrates täglich gezwungen werden

ihr Gelöbnisals öffentliche Beamtezu brechen ,in demsieübuhgsgemäss
zumBezirksvorsteherzitiert werdenumihmin die Aktendermittelbaren
VerwaltungEinsicht zu geben ,dass sie hinsichtliche der Epledigungdieser
Akten Weisungen entgegennehmen und sich diesen Weisungen fügen müssen und

eban dasselbe sei bezüglich der Abteilungsvorstände hinsichtlich der Agenden
der mittelbaren Bundesverwalung gegenüber den amtsführenden Städträten der

Fall .Eshandeltsich hier nachdemGeistdesStrafgesetzesumeinenAmts¬
missbrauchund umeinen Verwaltungsskandal .Es wäre eigentlich natürlich
gewesen ,dass sich die Beamtenin dieser Angelegenheit an denMagistrats¬
direktor gewendet hätten .In der Niederschrift wird nun gesagt ,warumdas
nicht geschieht ,nämlich deshalb weil der Mag .Direktor ,dessen Unpartei¬
lichkeit der Bürgermeister in der letzten Sitzung so sehr gerühmthat,sich
selbst in vertrautem Kreise als den Parteisekrefär im Rathaus bezeichnet
hatte .( Hört ! Hört ! beider . . )Alles das rechtfertigt meine Behau ptung ,dass

die Beamtenschaft in diesem Hause unfrei ist ,dass die Beamten förmlich als

Sklaven unter der Sklavenpeitsche gehalten werden . DerRedner befasst sich
sodann mit den letzten Gehaltsregulierungen und bemerkt ,mit dem 13 .und 14 .

MonatsgehaltwerdeSchwindelgetrieben ,da das in WirklichkeiteineRegu¬
lierung zu ungunsten der Angestellten sei .Manmacht dadurch eineordentliche
Regulierungfür alle Zukunftsehr schwermöglich .Dennder 13 .und1l .Monats-¬
gehalt ist keine Bezugserhöhung ,sondern eine Sonderzahlung und die Folgen
dieser Art der Gehaltsregulierung ist ,dass nicht wie bei einer wirklichen

Bezugserhöhungauchdie Grundlagefür alle Nebenbezügeerhöhtwird .Besonders
hart werden von dieser Art der Gehaltsregulierung die Pensionisten getroffenkeinen Änhaltspunkt

DerRednererklärt schliesslich er werde ,das auchdieserVoranschlag/dafür
ergebe ,dass die Personalpolitik geändert werdensoll ,gegendenVoranschlag

stimmen( Beifall bei der . . )
GR .Pfeiffer ( . . )erklärt ,er müsse als Angehöriger einer aufdem

Bodender VolksgemeinschaftstehendenPartei denStandpunktdesKlassen¬
kampfes ,der vom Bürgermeister in seiner letzten Rede hier vertreten wurde ,
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verurceilen ,weildieserStandpunktantinationalist . Eswarmehralssonder¬
bar ,dassderBürgermeisterin derselbenMinute ,in derer vonVersöhnung
sprach ,denKampfder Klassenproklamierte .Beidesverträgt sichmiteinander
nicht .DieAufmärschedesSchutzbundessindderHeimwehrbewegungvorausge¬
gangen. Schondamalshat sichdie BevölkerunggefragtwohindieseSoldaten¬
spieleri führen soll .Die Schutzbundbewegungwareine Provokationdernicht¬

marxitzscheingestelltenBevölkerung .DanebenhatesnochvieleandereProvo¬
kationengegeben,dieeineGegenbewegungauslösenmussten.SiehabenHassgesäht,
undHassgeerntet . DieMehrheitdieses Hausessteht eben auf den Standpunktdes
Klassenkampfes .EinVerdienstderSozialdemokratischenParteiist auchder
WiderstandderBundesländergegenWien.ZweiTagenachdenJuliereignissenhat
derBürgermeistervonWienhiereineRedegehalten,diealleOesterreicherempö¬
ren musste .BürgermeisterSeitz hat die verbrecherischenHandlungeninSchutz
genommenunddas musstedie Kluft zwischenWienunddenübrigenBundesländern
nochvertiefen .Ichbinfroh ,dasseineHeimwehrbwegunggibt .Siehaterreicht,
Waseine grosser Teil der Bevölkerungaus ihrer unerklärlichenRuheaufge¬
rüttelt wurdeundnunmehrderVerwaltungdieserStadtnichtmehruninteres¬
siert gegenübersteht .Die Heimwehrgewegunghat auchder Freiheit indieser
Stadt den Wegfreigemacht .Die Machtder Spzialdemokratenin der StadtWien
beginnt zu wanken .( Gelächter bei der Mehrheit . GR. Reismann :Politischer Bett¬

geher! RufebeiderMinderheit :BeijederWahlhabtIhrgeschwindelt!)DerKampf,
denwirgegendieSozialdemokratengeführthaben ,wirdweitergeführtwerden
undwir hoffen ,dass uns die neueVerfassungdazubessereMöglichkeitenbieten
wird .Wir sind gegen den Klassenkampf ,für die Volksgemeinschaft ,wir sind ge¬

gen die Isolierung der Stadt Wien ,wir sind für den wirtschaftlichenWiederauf-¬
bau,wirwendenunsaberentschiedenstgegendenParteiterrorvonseitender
MehrheitdiesesHauses .Nachdemder RednernocheinzelneGemeindeabgabenbe¬
sprochenhat,erklärt er schliessend ,dasser demBudgetseineZustimmungnicht
erteilen kann .(Beifal ) .

DieSitzungwirdum22Uhrabgebrochen.NächsteSitzungmorgenMittwoch
16Uhr.

- . —- — .—. - ¬
Berichtigung .In der Rededes GR. Dr. Wagnerhat es imBogenXan derStelle ,
Wedavon die Rede ist ,dass für die 8 Stüischen Unterneh mungenin denBilan¬
zen ein Unternehmerkapital von 143 Millionen Schilling ausgewiesen ,ist ,
statt 113 Millionen richtig¬ 33 Millionen Schilling zu heissen508
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